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Älmtttchev Tekl Letzte Nachrichten
Konsularische Vertretung Mexikos

Der zum Wahlkonsul von Mexiko in Mannheim er¬
mannte Herr Theodor Landauer ist zur Ausübung kon¬
sularischer Amtshandlungen in Baden zugelassen worden.

Harrssurhurrgeu
bei dev hesMche« VSDÄlp .

Ein Dokument über illegale Pläne
Auf Veranlassung des Oberreichsanwalts fanden in Hessen

«m Mittwoch Haussuchungen bei nationalsozialistischen Füh¬
rern wegen des dringenden Verdachtes der Vorbereitung zum
Hochverrat in der Leitung der NSDAP ., Gau Hessen , statt.
Die Aktion ist darauf zurückzuführen, daß das preußische und
bas hessische Innenministerium dem Oberreichsanwalt ein
Dokument und Beweisangaben über seine Echtheit zugeleilet
haben , das von führenden Kreisen der NSDAP , in Hessen
aufgestellt worden sein soll.

Das Dokument soll in einer geheimen Besprechung entstan¬
den sein und sei benannt als „Entwurf der ersten Bekannt¬
machung unserer Führung nach dem Wegfall der seitherigen
obersten Staatsbehörden und nach Überwindung der Kommune
/(Kommunisten, Marxisten usw . ) , in einem für einheitliche
Verwaltung geeigneten Gebiet"

. Der Entwurf enthalte dann
.einen Befehl an die gesamte Bevölkerung, wonach die Bevöl¬
kerung jeder Anordnung der SA . usw . , gleich von welchem
-Dienstgrade erteilt , sofort Folge zu leisten habe. „Wider-
istand "

, so füge der Befehl, „wird grundsätzlich mit dem Tode
/bestraft"

. Weiter sehe der Befehl die Ablieferung jeder Schuß¬
waffe binnen 24 Stunden vor. Wer dann noch im Besitze
einer Schußwaffe betroffen werde, solle ohne Verfahren auf
der Stelle erschossen werden. Die Todesstrafe werde auch an-
medroht den Beamten , Angestellten und Arbeitern öffentlicher
Behörden , die ihren Dienst nicht weiterführen , sowie den¬
jenigen , die die zu erlassende Notverordnung verletzen. Das
(Dokument enthalte dann weiter Richtlinien für die ersten
Notverordnungen , wonach alle Lebensmittel an die Führung
»oder deren Beauftragte auf Anforderung ohne Entgelt ab-
Ruliesern seien und jeder Verkauf von Lebensmitteln verboten
werde . Verstöße hiergegen sollten mit Einziehung des Ver¬
mögens , evtl, auch mit Todesstrafe , geahndet werden. Die
Durchführung der Volksernährung solle durch Kollektivste,-
ung erfolgen.

Diese Richtlinien wurden festgelegt in einer geheimen Be-
prechung auf dem Boxheimer Hof bei Lampertheim , an der
ne SA .-Führer und heutigen Landtagsabgeordneten in Hef¬
en , Hauptmann a . D . Wassung, Gerichtsassessor Dn Best,
Di-. Wagner , Dr. Schäfer, Kapitänleutnant a . D . v. David-
ohn teilgenommen haben . Borgelegt sind die vorstehend er-
vähnten Entwürfe von dem GerichtsassessorDr . Best, der Be-
rmter der hessischen Justizbehörde ist.

Das Dokument sei von dem hessischen Landtagsabgeordneten
Dr. Schäfer, dem Polizeipräsidenten in Frankfurt a . M . über¬
reicht worden, weil dieser Abgeordnete, der inzwischen mit
,er NSDAP , in Differenzen geraten sei, intim ill^ ate Be«
itrebungen kenne , die er mit seinem Gewissennicht habe ver-
' inbaren können. Die Illegalität Coerde erblickt m der ein¬
leitenden Besprechung „Nach Wegfall der seitherigen Staats¬
behörden . . ."

Lovtsetzuus
dev ^ abruettSbevatuuse«

Keine Erkrankung Dr . Brünings
CNB . Berlin , 28. Rov. (Priv.-Tel.) Wie wir von un¬

terrichteter Seite erfahren, sind gewiffe Gerüchte unzutref¬
fend, wonach der Reichskanzler erkrankt sein soll. Dr.
Brüning hat heute vormittag berctts eine Reihe von Par¬
teifreunde » empfangen , die ihm zu seinem Geburtstag ihre
Glückwünsche aussprachrn. übrigens wird das Kabinett heute
unter dem Vorsitz des Kanzlers die Beratungen über
die Notverordnung fortfetzen , nachdem gestern
die Ressorts mit der Ausarbeitung der Borla¬
gen beschäftigt waren . Diese Besprechungen in den ein¬
zelnen Ministerien gehen in den nächsten Tagen neben den
Kabinettsberatungei , weiter , da bei dem Umfang der zu er¬
wartenden Maßnahmen natürlich noch weitere Arbeiten er¬
forderlich sind .

sciiahviges Vesteheu
dev deutsche « Sorialpolttik

Die heutige deutsche Sozialpolitik
ERB. Berlin , 26. Rov. (Priv.-Tel.) Im Sozial¬

politischen Ausschuß des Reichstages beschäf¬
tigte man sich heute mit der Frage der Sozialversiche¬
rung . Eingehend würdigte der frühere Reichsarbeitsmini¬
ster, der Zentrumsabgeordnete De Brauns , die letzten
58 Jahr deutscher Sozialpolitik .

Ausführlich berichtete er über das Werden der deutschen
Sozialpolitik . Nach dem Kriege, der für die deutsche Arbeiter -
Politik zunächst verhängnisvoll gewesen sei, habe man 1923
nur noch vor Trümmern gestanden, aus denen trotzdem die
alten Zweige der Sozialversicherung wieder aufgerichtet wer¬
den konnten und sogar noch durch die Arbeitslosenversicherung
ergänzt wurden . Das sei ein Ruhmesblatt der deutschen
Sozialpolitik der schweren Nachkriegszeit. Auch das Gebiet
des Arbeitsrechts sei kräftig ausgebaut worden. Der Redner
sprach für diese schwere geleistete Arbeit dem Reichsarbeits¬
ministerium sowie dem Sozialpolitischen Ausschuß den hier¬
für gebührenden Dank aus . Wenn jetzt vielfach über diese
Leistungen abfällig geurteilt werde , so möchte er doch darauf
Hinweisen , wo wir in dieser Zeit furchtbarster Not hinkämen,
wenn uns nicht diese Mittel zur Verfügung ständen. Die
Weltkrisis, würde auch ohne die deutsche Sozialpolitik an den
Toren der deutschen Wirtschaft nicht vorübergegangen sein.
Wir müssen , so schloß der Vorsitzende , die deutsche Sozial¬
politik, die auch heute noch vorbildlich ist, für eine bessere
Zukunft retten und erhalten.

Ministerialdirektor Dr. Griescr vom Reichsarbeitsministe¬
rium gab einen ausführlichen Überblick über die derzeitige
Lage der deutschen Sozialversicherung. In der Invaliden¬
versicherung liefen zur Zeit etwa drei Millionen Rentenein¬
heiten . Infolge der Leistungssteigerungen sei für 1931 und
1932 mit etwa 475 Millionen Fehlbetrag zu rechnen, der aus
dem Vermögen der Invalidenversicherung gedeckt werden
müßte . Die kritische Lage der Invalidenversicherung erkläre
sich daraus , daß die gehegten Erwartungen sich nicht erfüllt
hätten .

Eine amtliche Darstellung
WTB. Darmstadt , 26. Rov . (Tel.) Amtlich wird mit¬

geteilt : Die gestern nachmittag bei verschiedenen führen¬
den Persönlichkeiten der R a t i » n a ls o z i a l i st i -

fchen Partei , Gau Hessen , durchgeführten Haus¬
suchungen , die sich auf die Nachprüfung der in den Besitz
des Oberreichsanwalts gelangten „Notverordnungen
der illegalen nationalsozialistischen Regie¬
rung und andere Schriftstücke erstreckten , haben in
vollem Nmfang zum Erfolg geführt . Die Echt¬
heit der Dokumente steht nunmehr außer allem
Zweifel wie die Tatsache ihrer Abfassung durch Ge -

richtsaffeffor De Best und Komplizen .
Wetter wird von zuständiger Seite mitgeteilt: Besonders

wichtig seien die Funde , die man ans dem Boxheimer Hof Dr.
Wagners machte. Verhaftungen wurden bisher nicht vor¬
genommen . Landtagsabgeordneter - Dr. Schäfer ist bisher
nicht auffindbar .

Eine Erklärung
der nationalsozialistischen Parteileitung

CNB. München , 26. Rov. (Priv.-Tel.) Die Preffestelle
der Reichsparteiltnn » der NSDAP , erklärt, es handele sich ,
wenn wirklich belastendes Material gefunden worden fei, um
Fälschungen , jedenfalls um Dinge, mit denen d,e Par¬
tei nichts z« tun habe, von denen sie k e i n e K en » In > s ge¬
habt habe, die sie aber auch für auSgeschlosien halte . Eine « zn-
grhendrre Stellungnahme der Parteileitung sei erst moglrch ,
wenn ihr selbst die bis jetzt noch fehlenden Unterlage» vor¬
liegen . Am Schluß der Erklärung wird — wie be , früheren
Gelegenheiten — nochmals betont , daß jedes dartei -
Mitglied , das sich mit illegalen Dingen beschäftige,
aus der Partei ausgeschlossen werde.

Schiedsspruch für den Ruhrbergbau
Verlängerung des Lohnabkommens bis 31 . Dezember

WTB . Effen , 26. Rov . (Tel .) In den heute vormittag
wieder aufgenommenen Verhandlungen über die Löhne im
Rnhrbergban wurde durch die Schlichterkammer mit den Stim¬
men der Arbeitnehmer ein Schiedsspruch gefällt, wonach das
bestehende Lohnabkommen bis zum 31 . Dezember 1931 ver¬
längert wird. Der Spruch kann erstmalig am 1 . Dezember
zum 31 . Dezember gekündigt werden. Von Arbeitnehmerseite
wurden Bedenken gegen die kurzfristige Verlängerung erho¬
ben , weil dann die nächsten Verhandlungen vor Weihnachten
stattfinden müßten und dadurch eine neue Beunruhigung in
das Revier hineingebracht würde . Die Arbeitgeber haben den
Schiedsspruch abgelehnt.

Wie verlautet , werden am Samstag die Nachverhandlun¬
gen über den heute gefällten Schiedsspruch im Reichsarbeits¬
ministerium stattfinden. Die Gewerkschaften werden um die
Berbindlichkettserklärnng des Schiedsspruches nachsuchen .
Falls das Reichsarbeitsministerium diesem Anträge entspre¬
chen sollte , würde die Generaltündigung der Arbeitsverträge ,die die Zechenverwaltung zum 1 . Dezember ausgesprochen hat,hinfällig werden . -

Weitere Einfuhrbeschränkung
in England beabfichtigt

WTB . London , 26 . Rov . (Tel .) Den Blättern zufolge wird
der Landwirtschaftsminister heute im Unterhaus eine wich¬
tige Erklärung abgeben . Rach der „Times " beabsichtigt die
Regierung, noch vor Weihnachten in beiden Parlamenten eine
Vorlage zur Amiahme zu bringen, die die Einfuhr von Ge¬
müse, Obst und Blumen , soweit sie den Eharakier von Lu¬
xuswaren tragen , unter bestimmten Voraussetzungen rin -

sE Ein Plan für Quotierung der Weizeneinfuhr
soll Anfang nächsten Jahres nach Wiederzusammentritt des
Parlainents eingebracht werden.

» GefShvvcke weg«
Auf Anordnung des Oberreichsanwalts haben gestern

in Hessen umfangreiche Haussuchungen bei einer Reihe
nationalsozialistischer Führer stattgefunden; und zwar er¬
folgten sie, weil der dringende Verdacht der Vorberei¬
tung zum Hochverrat vorlag. Eine amtliche Mitteilung
über das Ergebnis der Aktion wurde im Laufe des
heutigen Vormittags veröffentlicht . Doch waren die
Korrespondenzbüros und verschiedene Zeitungeil schon
gestern abend in der Lage , Näheres über die Angelegen¬
heit zu veröffentlichen. Wir verweisen unsere Leser auf
die Meldungen an anderer Stelle unseres Blattes .

Nach den bisherigen Mitteilungen haben mehrere Füh¬
rer der Nationalsozialistischen Partei in Hessen im Ge¬
heimen einen Plan ausgearbeitet, nach welchem im Falle
der Übernahme der Macht durch die Nationalsozialisten
vorgegangen werden soll . Das betreffende Schriftstück,
das von Gerichtsassessor l )r. Best niedergeschrieben ist,
trägt den Titel „Entwurf der ersten Bekanntmachung un-
serer Führung nach dem Wegfall der bisherigen obersten
Staatsbehörden und nach Überwindung der Kommune
in einem für einheitliche Verwaltung geeigneten Gebiet".
Was dann konimt, ist nichts anderes als eine Zusammen¬
fassung von Richtlinien und Verfügungen, nach welchen
unter Ignorierung und Außerkraftsetzung der bisherigen '
Gesetze die Partei auf militärischer Grundlage die Tik-
tatur auszuüben hätte.

Die Fragen , die nunmehr zu beantworten sind , sind
folgende : war dieser Entwurf eine programmatische Ar«

'
beit der Parteileitung selbst, oder war er nur das Er-
gebnis einer Konspiration einzelner Führer ? War er .
gedacht für den Fall einer fchon im Gang befindlichem
Revolution , oder war er gedacht als Inszenierung einer '
solchen? Was soll die Wendung „nach dem Wegfall de»)obersten Staatsbehörden und nach Überwindung de»
Kommune" bedeuten? Die obersten Staatsbehörden der-«!
schwinden doch nicht eines Tages einfach in der Luft?
Und, wenn die Kommune (also doch wohl die KommuniH
stische Partei ) „überwunden" werden soll, wird das ohne!
Zusammenstöße blutiger Art kaum abgehen . Unter allem
Umständen wird hier mit Möglichkeiten operiert, die,̂
wenn sie Tatsache würden , den Bürgerkrieg, die Revolu.
tion bedeuten würden .

Sache des Reichsgerichts wird es sein, nunmehr zu prn «
'

fen und festzustellen , ob es sich bei dem Ganzen um Kon« !
spirationen akademischer Art, um Besprechungen für
einen möglichen Fall oder um offensichtliche Vorbereitun-
gen dieses Falles selbst handelt. Aber , mag diese Prä - '
fung und ein eventuell zu erwartender Urteilsspruch so
oder so ausfallen , der Inhalt jenes Entwurfs genügt, um
die Gefährlichkeit der ganzen Aktion zu beleuchte». Und *
auch der Umstand, daß eine Reihe nationalsozialistischer ,
Führer in Hessen einen derartigen Entwurf beschließen
konnte, offenbart uns einen Geisteszustand , der überaus '
bedenklich ist, mag man nun die Angelegenheit Partei-
politisch oder ganz objektiv unter dem Gesichtswinkel der
allgemeinen Volkswohlfahrt betrachten .

Wenn die diktatorischen Maßnahmen, die in jenem
Entwurf niedergelegt sind, noch wenigstens dem gesunden
Menschenverstand einleuchten würden, wenn sie wenig-
stens trotz ihres gewalttätigen Charakters ein bißchen
Vernunft in sich trügen , dann könnte man sich mit ihnen
immerhin ernsthast auseinandersetzen . Faktisch sind sie
aber toller Dilettantismus . Denn was besagen sie? Nun,
folgendes : Alle Lebensmittel sollen abgeliefert werden,
Kollektivspeisungen will man einrichten , die Lebensmit-
telausgabe soll gegen Karten erfolgen , das Privatein -
kommen wird fürs erste aufgehoben , niemand kann mehr
über den Ertrag seines Vermögens verfügen , Zwangs¬
vollstreckungen haben zu unterbleiben, die Verjährung
von Ansprüchen wird einstweilen gehemmt , der Zinsen¬
lauf für Geldforderungen wird aufgehoben , Mietzins
für Wohnränme wird nicht mehr entrichtet usw. Und
über der Einhaltung dieser Bestimmungen sollen Feld¬
gerichte wachen , die, je nachdem die Todesstrafe verhän-
gen können. Beamte, Angestellte und Arbeiter haben
ihren Dienst zu verrichten ; Widerstand und Sabotage
werden mit dem Tode bestraft . Ebenso wird jeder an¬
dere Widerstand gegenüber den Anordnungen grundsätz¬
lich mit dem Tode bestraft.

Gerecht und objektiv , wie wir nun einmal sind, wür¬
den wir uns nicht gescheut haben , zuzugeben , daß unter
den Richtlinien des Entwurfs hie und da ein Körnchen
Vernunft zu finden ist , wen« solches wirklich der Fall



warr . Aber wir vermögen auch nicht das winzigste Körn¬
chen zu entdecken . Eine - Durchführung jenes Entwurfs
müßte Hessen in Kürze dem Chaos und der Anarchie aus
wirtschaftlichem Gebiet und der -Terrorhcrrschast auf

-machtpolitischem Gebiet überliefern . Sofern man über¬
haupt eine Sekunde lang mit der Möglichkeit einer sol¬
chen Durchführung

'
rechnet . Tenn selbstverständlich wird

-keine legale Regierung in Berlin einen solchen Unfug
dulden : ja, man kann nicht einmal von der obersten
Parteileitung der Nationalsozialisten in München glau¬
ben,. daß sie jemals die Planung und Verwirklichung der¬
artiger Absurditäten mit ihrem Namen deckt .

Allerdings war schon vor einigen Tagen in der Presse
die Wiedergabe einer Rede des nationalsozialistischen
Politikers Dr. Wagener zu lesen, die, wenn sie sich auch
von allen Diktaturtheorien selbst fernhält , in wirtschafts¬
politischer Beziehung Theorien entwickelt, die so beschaf¬
fen sind , daß man an dem gesunden Verstand ihres Ur¬
hebers beinahe zweifeln möchte . Und wenn diese Rede
jOr. Wageners noch von der Presse seiner Partei als ein
„Wirtschaftsprogramm zur Rettung des deutschen Vol¬
kes " bezeichnet wird , dann mutz man sagen, datz Dr. Wa¬
gener und alle die, die diesen seinen Theorien glauben ,
von Nationalökonomie und Wirtschaftspolitik noch viel
weniger verstehen, als die meisten anderen Parteien des
Volkes.

Gewitz finden sich in der Rede Wageners zum Schluh
auch einzelne Vorschläge, über die sich schließlich diskut»
tieren läßt ; es sind das die Vorschläge, die sich an das
italienische Beispiel anlehnen und die Wiederherstellung
der wirtschaftlichen Rentabilität fordern . Was aber Dr.
Wagener aus eigenem produziert hat, zeugt von einem
Dilettantismus , der beinahe Mitleid erwecken muß.
„Abschaffung der Goldwährung als letztes Ziel , Herab¬
setzung des Diskonts auf höchstens 3 Proz . , Steigerung
der Kaufkraft durch Senkung der Preise , Beseitigung der
zinsenfordernden Kapitalbildung , Beteiligung der An¬
gestellten und Arbeiter am Wirtschaftserfolg , und zwar
nach dem Prinzip , datz auch am Verlust teilgenommen
wird , Ablehnung einer jeden Selbstfinanzierung zum
Zweck der Betriebsvergrößerung aus dem Gewinn , Um¬
wandlung alles absoluten . Gewinns in Kaufkraft, Schaf¬
fung von Warenvermögen und nicht von Geldvermögen ,
-scharfe Besteuerung des Erbes nur dann , wenn es Geld
umfaßt , Schaffung neuen Löbensraumes für das deutsche

' Volk, sei es auch mit Gewalt usw.
" Das ist so eine

Blütenlefe aus den Forderungen des Herrn Dr. Wagener .
Würde man aus den Theorien der hessischen Konspira-

toren und denen des . Herrn Dr. Wagener ein Programm
.machen und dieses Programm auch wirklich durchführen,
'dann würde es binnen einiger Monate statt heute viel¬
leicht 10 Millionen . nationalsozialistischer Wähler höch¬
stens noch eine halbe Million geben . Was . bisher an
' Einzelvorschlägen zur . wirtschaftspolitischen Gesundung
.Deutschlands in der nationalsozialistischen Presse ver¬
öffentlicht worden ist , verrät — zum großen Teil wenig¬
stens -Z einen ganz erstaunlichen Mangel an wirtschafts¬
politischer Vernunft und wirtschaftspolitischer Denkfähig¬
keit . Und , wenn es wirklich einmal dazu kommen sollte,
daß der Nationalsozialismus durch die Macht der Ziffer
zur Macht im Reiche gelangt , dann wollen wir nur hof¬
fen , daß die Posten des Finanzministers und des Wirt -
»schaftsministers nicht gerade mit einem Nationalsozia -
» isten besetzt werden.

Hl . . >> > — ■■BgaaB

Von der Universität Heidelberg
Die Heidelberger Universität beging am Sonntag , den

Jahrestag ihrer Gründung und die offizielle Rektoratsüber¬
lgabe mit einem Festakt , der zum erstenmal in der neuen Aula
.stattfand . Unter den Ehrengästen befanden sich Kultusmini¬
ster Or. Baumgartner und Ministerialrat Or. Thoma als Ver¬
treter der badischen Regierung , die Lektoren der drei badischen
Hochschulen sowie als Vertreter der Stadt Heidelberg Ober¬
bürgermeister vr . Neinhaus und Bürgermeister Amberger.
Die gesamte Studentenschaft chargierte.

Nach dem feierlichen Einzug und der Coriolan -Ouvertüre
von Beethoven, gespielt vom städtischen Orchester unter Uni-
versitätsmüsikdirektor Prof . vr . Poppe« , erstattete der Pro¬
rektor Professor vr . Meister den Jahresbericht , den er mit der
Erinnerung an die feierliche Einweihung der Neuen Univer¬

sität itn Juni -dieses Jahres und mit dem Wunsch einleitete,
daß nunmehr auch bald der Bau des Südflügels in Angriff
genommen werden könne . Er ging dann auf die einzelnen
Ergebnisse des abgelaufenen Rektoratsjahres ein . Der Be¬
such der Universität ist trotz der Notlage sehr gut und ist mit
335V Studierenden um 27b höher als der des Wintersemesters

(1930/31 . Weiterhin gab der Prorektor bekannt, datz die juristi¬
sche . Fakultät einen Ernst -Levy- Preis von 600 Ml gestiftet
schabe - für wissenschaftliche Leistungen auf dem Gebiet des an-
j tiken Rechts . Der Jahresbericht schloß mit der Bekanntgabe
der Preisträger und der Verlesung der neuen Preisaufgaben .
Die Festrede hielt, wie üblich , aus seinem eigentlichen Lehr¬
gebiet Rektor Professor Or. Erdmannsdörffer über „Minera¬
logie einst und jetzt". Die Feier wurde beendet mit dem
Huldigungsmarsch von Richard Wagner .

70. Geburtstag von Prof . Bier . In Berlin fand am Diens¬
tag aus Anlaß des 70. Geburtstages von Geheimrat Prof ,
vr . August Bier eine akademische Feier statt, zu der Vertre¬
ter der Reichs - und Staatsregierung , des Heeres, der Stadt
Berlin und der Universität , sowie die namhaftesten Chirur¬
gen Deutschlands erschienen waren . Geheimrat Prof . E. Lexer,
München, hielt die Festansprache, in der er die großen Ver¬
dienste des Jubilars würdigte.

Reise der deutschen Nobelpreisträger nach Stockholm . Die
drei diesjährigen Nobelpreisträger der Medizin und Chemie
haben- mitgeteilt , daß sie sich nach Stockholm begeben werden,
um am Nobeltage ihre Preise persönlich entgegenzunehmen.
Der Preisträger der Medizin, Professor Marburg , wird vor¬
aussichtlich am 9 . Dezember in Stockholm eintreffen , während
die beiden Chemiepreisträger , die Professoren Bosch und Ber-
gius, noch nicht mitgeteilt haben wann sie in Stockholm ein-
trefiep , - -

Das Draeb«rs
dev k- rmmtuare« « vavaktlon

Da« 800-Mtllionen -Defiztt - er deutschen Gemeinde «
Gelegentlich der, inDarmstadt abgehaltenen Borstandsfit»

zung des Hessischen « rädtetages empfing der Präsident des
Deutschen Städtetages , Or. Mulert , die Presse, um sie über
die kommunalen Einsparnngsaktionrn zu informieren .

Das Gesamtdefizit der deutschen Gemeinden und Gemeinde¬
verbände sollte durch eigene Maßnahmen der Gemeinden von
80V Millionen Reichsmark im laufenden Rechnungsjahr um
etwa 328 Millionen verringert werden. Mit Ausnahme von
25 Millionen Reichsmark, die infolge der fehlenden Reichs¬
ermächtigung für die gehobene Fürsorge nicht erspart werden
konnten, dürfte dieses Ziel erreicht^ werden. Allerdings war
es dazu nötig, sämtliche Gebiete kommunaler Tätigkeit , Schul¬
wesen , Bauwirtschaft, alle Gebiete des kulturellen Levens, des
Wohlfahrts - und Gesundheitswesens usw . aufs äußerste zu be¬
schneiden . Im Schulwesen, wo sich die getroffenen Spar¬
maßnahmen in der Hauptsache erst 1932 auswirken werden,
konnte für das laufende Rechnungsjahr ein Betrag von 50
Millionen eingespart werden. In der Bauwirtschaft betragen
die Ersparnisse etwa 125 Millionen Reichsmark für den Rest
des laufenden Rechnungsjahres , auf dem Gebiete des kul¬
turellen Lebens 25 Millionen Reichsmark und auf dem Ge¬
biete des Wohlfahrts - und Gesundheitswesens ungefähr 75
Will. RM . . Die Gehaltskürzungen dürften 25 Millionen
Reichsmark bringen.

Es werde aber notwendig sein , neuerlich mit der Reichs¬
regierung und den Regierungen der Länder zu verhandeln,
um ein solidarisches Borgehen aller öffentlichen Körperschaf¬
ten sicherzustellen , da die Reichshilfe von 175 Millionen Reichs¬
mark aus der dritten Notverordnung vom 6. Oktober zum
großen Teil durch nene Verschiebungen des Lastenausgleichs
verlorengegangen ist. Die Sanierung der Finanzen eines
Teiles der öffentlichen Körperschaften lasse sich nicht durch
Belastung eines anderen Teiles erreichen. Dies sei, so be¬
tonte Präsident vr . Mulert , kein Angriff gegen die Reichs¬
regierung . Die Kommunen erheben keine Vorwürfe , sie for¬
dern vielmehr gemeinsame Beratungen und Handlungen .

Schlarige-SchSninger» über die Osthilfe
Der Reichskommissar für die Osthilfe, Reichsminister

Schlangc- Schöningen, hielt Montag abend im Rundfunk
über die Osthilfe eine Rede , in der er u . a . ausführte : Ge¬
linge die Sanierung des Ostens, so wäre damit vielleicht der
Anfang für eine Neuordnung der gesamtdeutschen Wirtschaft
gegeben . Die überhöhte Zinslast von heute sei der furcht¬
bare Block , der auf - dem Wege unserer Gesundung liege.
Schließlich erörterte der Minister den Grund , warum mit dem
Herausbringen der Notverordnung nicht länger zugewartet
werden konnte . Man müsse wieder zur Bilanzehrlichkeit zu¬
rückkehren . Deutschland dürfe , so schloß Schlange, nicht zur
Schlacke ausbrennen .

Die Grüne Front stimmte der Stellungnahme der land¬
wirtschaftlichen Vertreter im Wirtschaftsbeirat zu und gab
der Überzeugung Ausdruck , daß von Teilmaßnahmen ein
durchschlagender Erfolg nicht mehr zu erwarten sei.

Justiz und Wirlschaftsfkanvale
Der preußische Justizminister Or. Schmidt weist in einem

Erlaß u . a . darauf hin-, daß es Aufgabe- der Strafrechtspflege
sei, mit allen Kräften zu einer Befriedung des politischen
Lebens und zu einer Gesundung der Wirtschaft beizutragen .
Dazu sei vor allem eine tatkräftige Verfolgung der Straf¬
taten notwendig. Geboten sei vor allem, alle Tatkraft auf
die zielbewußte und rasche Aufklärung der Hauptpunkte des
Verfahrens zu vereinigen, alle zur Sicherung der Verfolgung
zulässigen Maßnahmen ungesäumt und ohne. Ansehung der
Person zu ergreifen , namentlich auch , rechtzeitig , zu prüfen ,
ob die Bedeutung und die Umstände des Einzelfalles eine
Verhaftung gebieten.

Die Bekämpfung wirtschaftlicher Straftaten sei besonderen
Sachbearbeitern zu übertragen . Zuwiderhandlungen gegen
die Vorschriften über die Devisenbewirtschaftung seien nach-
drücklichst zu verfolgen und in allen geeigneten Fällen im
Schnellverfahren zur Aburteilung zu bringen .

- - -- - -- —

Zu den Gerüchten über eine neue Gehaltskürzung erklärte
heute, Donnerstag , im Haushaltsausschutz des Reichstags ein
Vertreter des Reichsfinanzministeriums , ihm sei nicht be¬
kannt, welche Pläne die Reichsregierung und ob sie solche
habe .

Kommunisten wollen Reichstagseinberufung . Für heute, Don¬
nerstag , ist der Ältestenrat des Reichstags einberufen worden.
Die kommunistischen Vertreter werden die Einberufung des
Reichstags für Mittwoch , den 2. Dezember, mit folgender
Tagesordnung fordern : 1 . Stellungnahme des Reichstags zur
wirtschaftlichen und finanziellen Lage und zu den beabsich¬
tigten neuen Notverordnungen der Reichsregierung. 2. Auhen-
politische Aussprache , dabei im besonderen Stellungnahme
zum japanisch -chinesischen Krieg und Deutschlands Austritt
aus dem Völkerbund.

Bei den deutsch- schweizerischen Wirtschaftsverhandlungen in
Berlin haben die Delegationen am Mittwoch ihre Arbeiten
vorläufig abgeschlossen, um zunächst den beiderseitigen Regie¬
rungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem bisherigen
Ergebnis der Verhandlungen zu geben .

Ladendorffs Immunität ausgehobe «. Der Geschäftsord¬
nungsausschuß des preußischen Landtags beschloß, die Geneh¬
migung zur Strafverfolgung des Abg . Ladendorff von der
Wirtschaftspartei wegen seiner Tätigkeit als Vorsitzender des
Aufsichtsrats der Bank für Handel und Grundbesitz in Berlin
zu erteilen . Die Fraktion im Preußischen Landtag wählte an
Stelle des Abg . Ladendorff den Abg . Grotzke zum Fraktions¬
vorsitzenden .

Die Wahl des preußischen Landtagspräsidenten wurde am
Mittwoch vertagt, da sich gegen den Sozialdemokraten Leinert
(an Stelle des verstorbenen Präsidenten Bartels ) bei anderen
Parteien heftige Widerstände geltend machten . Lange und
recht scharfe Auseinandersetzungen gab es bei der Debatte
über das deutschnationale Mißtrauensvotum gegen Kultus¬
minister Grimme. Die Abstimmung wurde für Freitag in
Aussicht genommen. Schließlich nahm der Landtag noch die
neue Geschäftsordnung in Angriff . Die wichtigsten Neuerun¬
gen sind die Ausdehnung der scharfen Ordnungsbestimmun¬
gen auch auf die Ausschuhsitzungen und die Einschränkungder
namentlichen Abstimmungen. Die sozialdemokratische Frak¬
tion hat jetzt den Abg . Wittmaack als Nachfolger Bartels
nominiert . Leinert selbst habe gebeten , von seiner Nomi¬
nierung Abstand zu nehmen, damit nicht um einer Personen¬
frage willen die Preuhenkoalition gefährdet werde. Die
Fraktion habe einmütig dem Abg . Leinert ihr Vertrauen
ausgesprochen .

Btt rapar,isib-«hrnefis«he
Ein Vorschlag de« Völkerbundes

In einem Kommunique des BölkerbundsratS wird mitge-teilt , daß der Rat den Entwurf einer Regelung vorschlage ,der die Zurückziehung der japanischen Truppen in die Eisen¬
bahnzone und die Ernennung einer internationalen Kom¬
mission vorsieht. Beide Parteien sollen sich verpflichten, ihre
Oberstkommandierenden anzuweisen, sich jeder Initiative zu
enthalten , die neue Zwischenfälle heraufbeschwören könnten.Man hofft, am Freitag die Schlußsitzung abhalten zu können .

„Petit Parisien " will erfahren haben, daß die japanische
Antwort auf den Entwurf des Vülkerbundsrats günstig laute.
Die japanische Regierung wünsche jedoch präzisiert zu haben,
daß als feindselige Handlungen nicht diejenigen angesehen
würden , die unerläßlich seien , um die berechtigte Verteiöi.
gung und den Polizeidienst sicherzustellen . Der japan .sche
Vertreter auf der Pariser Ratstagung erhielt Anweisung, dem
Resolutionsentwurf des Rates mit Ausnahme der Klausel
über die Beschränkungen der Tätigkeit in der Mandschurei zu-
zustimmen.

Der Vorschlag des Völkerbundsrats wird in Wai ^ .ngton
günstig beurteilt .

Die Mitglieder des Sonderausschusses
Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich gibt nun

offiziell die Namen der sieben ordentlichen Mitglieder des Be¬
ratenden Sonderausschusses, der bekanntlich am 7. Dezember
zusammentritt , begann . Die offiziell Ernannten sind :

Professor Alberto Beneduce, Präsident des Consortio di
credito per le opere publice, Rom ; Emile Francquis , Staats -
minister, Vizegouverneur der Sociöte generale de Belgique,
Brüssels Sir Walter Layton, Hauptschriftleiter des „Econo»
mique"

, London; Or. Karl Melchior, Teilhaber der Firma
M . Marburg & Co. , Hamburg ; Hohara , Esqu . , Direktor der
Uocohama-Spezie -Bank, Ltd., London ; Prof . Charles Rist,
Professor der Rechtswissenschaften an der Universität Paris ;
Or. Walter Steward , Vorsitzender des Verwaltungsrats der
Chase Pomeroy & Eo . , New Dort.

Die Bank hat offiziell den Ausschuß auf Montag , den 7.
Dezember, vormittags 10.30 Uhr nach Basel einberufen .

Auflösung des Arbeiterschutzbundcs in Danzig . Auf Anord¬
nung des Polizeipräsidenten ist der Arbeiterschutzbund aufge¬
löst worden. Die Veranlassung hierzu waren die Zusammen¬
stöße zwischen Nationalsozialisten und Arbeiterschutzbündlern
bei Kahlbude am vergangenen Sonntag , bei denen ein Natio¬
nalsozialist erstochen worden war.

Blutige Arbeitskosenunruhen in der Tschechoslowakei. In
Niederlindewiese (Deutsch -Böhmen) mußte bei Arbeitslosen¬
kundgebungen die Gendarmerie , von der zwei Beamte verletzt
wurden , von der Waffe Gebrauch machen . Hierbei wurden
sechs Personen getötet, eine schwer - und zehn bis zwölf leichter
verletzt . Unter den Getöteten befinden sich zwei Frauen . —
Im Prager Parlament kam es zu wüsten, von den Kommu¬
nisten hervorgerufenen Sturmszenen .

Polnisch-russischer Zwischenfall. Im Gebiet von Borow
wurden drei russische Soldaten , welche die polnische Grenze
überschritten hatten und mit der Waffe in der Hand Wider¬
stand leisteten, von der polnischen Grenzwache gefangen ge¬
nommen.

Die Arbeitslosigkeit in Amerika. Der amerikanischeArbeiter¬
verband schätzt die Zahl der Arbeitslosen in den Vereinigten
Staaten auf 6 200 000 . Der Verbänd glaubt , daß bereits eine.-,
gewisse Besserung der Geschäftslage eingetreten sei infolge der
Hausse der Getreidepreise und der Steigerung der Baumwoll -
ausfuhr .

Vom Sklarek - Prozetz
CNB. Berlin , 26. Nov . (Priv .-Tel .) Zu Beginn der Heu »

tigen Verhandlung im Sklarek-Prozeß verlas der Vorsitzende
das Gutachten eines Sachverständigen, wonach sich der Ge¬
sundheitszustand Willi Sklareks verschlechtert hat, ohne daß
allerdings feine Verhandlungsfähigkeit in Frage gestellt ist.
Das Gericht beschloß, nur noch drei Berhandlungstage in der
Woche , und zwar Montag , Mittwoch und Freitag , festzusetzen

Ein neuer Bankprozetz
WTB . Beuthen, 26. Nov . (Tel . ) Vor der Außerordentliche«

Großen Strafkammer begann heute der Prozeß gegen den
ehemaligen Direktor der Hansabank Oberschlesien AG., Franz
Morawietz, dem zur Last gelegt wird, absichtlich zum Nachteil
seiner Gesellschaft gehandelt zu haben, indem er verschiedenen
Personen , darunter sich selbst und seiner Frau , unbefugt
größere Kredite und Darlehen aus den Mitteln der Bank zur
Verfügung stellte , indem er ferner verschiedentlich falsche An¬
gaben machte , unwahre Darstellungen gab, Bescheinigungen
falsch ausfüllte sowie rechtswidrige Verfügungen erteilte.
Von den 22 ZWgen, die geladen waren , sind zwei nicht er¬
schienen . Es fehlt vor allem der Kattowitzer Hauptmann
Pinoli , dem der Angeklagte unberechtigterweise einen Kre¬
dit in Höhe von 1 300 000 RM . eingeräumt hat.

kleine Shrronik
Heute, Diensiagvormittag , ist im 59. Lebensjahr der Land-

tagsabgeordnete des Preußischen Landtags , Professor Grebe-
Osnabrück (Zentr . ) im Landtagsgebäude einem Herzschlag
erlegen. Er vertrat den Wahlkreis Weser-Ems und ist Mit¬
glied des Hauses seit der verfassunggebenden preußischenLan¬
desversammlung von 1919.

In der Bremer Börse erschoß sich der stellvertretende Direk¬
tor Behrens des Bankvereins für Nordwestdeutschland AG. in
Bremen . Die Veranlassung zur Tat scheint in zerrütteten
ehelichen Verhältnissen zu liegen.

Auf einer Depositenkasse der Commerz- und Privatbank
in Berlin -Pankow wurde ein 30jähriger Kassierer festgenom¬
men, der Unterschlagungen in Höhe von 80 000 Mi began¬
gen hat.

Der Rechtsbeistand von Max Sklarek hat gegen die am
29 . November in Wiesbaden stattfindende Uraufführung
„Was weiß Korinek " Einspruch erhoben. Das Stück behan¬
delt die Affäre Sklarek.

Die Voruntersuchung wurde gegen 14 Erzieher , darunter
den Direktor des Erziehungsheimes Waldhof bei Templim
das der Inneren Mission gehört, eröffnet . Es handelt sich
um die bekannten Vorgänge in der Fürsorgeanstalt Waldhos
im Frühjahr dieses Jahres , die seinerzeit die Stadt Berlin
veranlahten , ihre Zöglinge aus dem Heim zurückzuziehen.
Die meisten Personen werden der Mißhandlung der Zög¬
linge beschuldigt und zwei des Verbrechens gegen 8 175.
In der Anstalt sind nach den bisherigen Ermittlungen di«
Zöglinge in unmenschlichster Weise behandelt, gefoltert und
teilweise fürs Leben entstellt worden. Die Innere Mission
wird von sich aus eine Untersuchung durchführen.

Jl



Die Frau des pommerschen . Gutsbesitzers v. Hennings ist
«m Totensonntag unter rätselhaften Umständen durch eine
Selbstschnßvorrichtung ums Leben , gekommen . Nun hat der
festgenommene Förster gestanden, das zur Tat benutzte Ge-
jvehr zwischen den . beiden . Bäumen , wo man die Vorrichtung
fand, eingebaut zu haben.

Bei . Freienohl .(Kreis Arnsberg ) wurde der Privatförster
Stock — vermutlich von Wilderern — erschaffe» ausgefunden.

Dir Jtettfiott
des LMtMevs a. D. De. Remmele

Bon der Pressestelle beim Staatsministerium wird mit »
geieilt

** In den nationalsozialistischen Zeitungen „Der Führer "
(Folge 267 vom 26. November) und „Der Alemanne "

(Nr . 26
vom 26. November) wird unter der Überschrift „Kleine An¬
frage an Herrn Remmele" als „Gerücht" gemeldet. Minister
a . D . Remmele hätte an die badische Regierung das Ersuchen
gerichtet, man möge seine Ministerpension kapitalisieren und
ihn abfinden. Es wird davon gesprochen , datz er mit einer

"Abfindung von 170 000 JM zufrieden sei.
Diese Nachricht ist vollkommen frei erfunden . Minister a . D.

il)r. Remmele hat keinerlei Antrag auf Kapitalisierung seiner
Pension oder aus eine Abfindung gestellt, überdies wäre eine
solche rechtlich vollständig unmöglich , da weder bei de» Reichs -
noch bei den Landesbeamten , noch beim badischen Mmister -
pensionsgcsetz eine Kapitalisierung der Pension bzw . eine Ab¬
findung gesetzlich zulässig ist.

Die «atronalsozraUsttstheu Jetttingeu
„Dev Sübvev" und Alemanue"

auf fünf Tage verboten
i **$ er Minister des Innern hat die in Karlsruhe erschei¬
nende nationalsozialistische Tageszeitung „Der Führer " und
die in Freiburg erscheinende Tageszeitung „Der Alemanne"
auf fünf Tage verboten. Anlatz dazu gaben die an de» Artikel
^.Kleine Anfrage an Herrn Remmele" geknüpften Bemerkun¬
gen , welche im Sinne der Notverordnung des Herrn Reichs¬
präsidenten eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und
stLrdnung darstellen.

LaudeskommlMv Aavtmanu t
** Heute morgen traf chier die Trauernachricht ein, datz

«der Landeskommissär von Konstanz, Herr Or. Hartmänn ,
plötzlich gestorben ist. Landeskommissär Or. Hartmann war
mm 29„ ,April 1870 in Ladenburg geboren. Rach Beendigung
feiner juristischen Studien wurde , er 1802 Rechtspraktikant,
,4896 Referendar . In den Jahren 1901 bis 1906 war er als
Amtmann in Karlsruhe , Baden -Baden und Triberg tätig .
yLom Jahre 1908 bis zum Jahre 1912 leitete er das Bezirks¬
amt Triberg '' und übernahm 1912 als Oberamtmann und
Mmtsvoritayd den . Amtsbszjxk Weinheim, ... . 1,920 wuM . .er

. iOberämtmaNn in EÄingen und 1924 Landrat in Konstanz.
ISeit dem 6. Dezember 1926 stand er an der Spitze des Lan -
jdeSkommissariats Konstanz.

In Landeskommissär Or. Hartmann verliert das Land
leinen seiner pflichttreuesten und fähigsten oberen Beamten ,
der sich in allen Dienststellen wegen seiner Kenntnisse und
seiner strengen Sachlichkeit das Vertrauen der Bevölkerung
und der, seinem Dienstbereich unterstellten Beamten erwarb .
In seiner Stellung als Landeskommissär galt seine besondere
Aufmerksamkeit den Gemeindeverwaltungen , die er bei ihren
schwierigen Aufgaben jederzeit bereitwilligst und erfolgreich
unterstützte. Aber auch die Wirtschaft und insbesondere die
Landwirtschaft fanden in ihm einen eifrigen Förderer . Die
Beliebtheit , deren sich der oberste Beamte in dem badischen
«Lberlande , Landeskommissär Or. Hartmann , erfreute und
Las grotze Ansehen, das er genotz, kamen anläßlich seines
« 0 . Geburtstages im April vorigen Jahres in zahlreichen
Ĝlückwünschen zum Ausdruck . Nun hat ein rascher Tod ihn
«mitten aus seiner erfolgreichen Tätigkeit gerissen und damit
Lem Lande, insbesondere aber dem Gebiet des Landeskommis-
isariats Konstanz einen schweren Verlust bereitet . Ehre seinem
Andenken!

vre LavlfvevtvSse füv die Rbelusihlfkahvt
Keine Allgemeinverbindlichkcitserklärung

Der Arbeitgeberverband der Hafengebiete Mannheim - Lud -
«wigshasen teilt Mit :

Durch Schiedssprüche vom 28 . März und 11 . Mai 1941
Wurde der deutschen Rheinschiffahrt lediglich eine Senkung der
Löhne um 5 Prozent zugestanden und die Lohnregelung :m
(Gegensatz zu allen anderen Lohnabkommen bis 31. März 1932
festgelegt . Alle .Bemühungen der Arbeitgeber, im Hinblick auf
die glotze Stillegung in der. Rheinschifsghrt diese Entscheidung
abzuwenden, waren vergeblich . Die seit Juli 1931 so^ mitzer -
ordenilich verschärfte Krisis hat die Bewirkung dieses Schieds¬
spruches, noch erheblich verstärkt. Schon das bekannte Rheln -
gutachten hat festgestellt , datz die Lohnkosten bei holländischen
Kähnen nur 66 .7 bis 76,1 Prozent und bei Schraubendampfern
82,3 Prozent der deutschen Lohnkosten betragen und daß chie
Konkurrenzverhältnisse der deutschen Rheinschiffahrt nn Ver¬
gleich Mit belgischen und französischen Rheinschiffahrtsunter¬
nehmungen noch wesentlich ungünstiger liegen.

Alle diese Gründe waren bei der Entscheidung des Schlich¬
ters und bei der Verbindlichseitserklärung für die Reedereien
vorgetragen, aber unberücksichtigt geblieben. Die Gewerk¬
schaften haben den Antrag gestellt , die Lohnregelung durch
eiste Allgemeinverbindlichkeitserklärung auch auf die Autzen -
seiter auszudehnen. Es ist bemerkenswert, datz das Reichü -
arbeitsministerium inzwischen offenbar seinen frühere nmig -
griff eingesehen und den jetzigen Antrag der Gewerkschaften
mit folgender Begründung abgelehnt hat : »Unter den der¬
zeitigen Wirtschaftsverhältnissen Und bei der besonders schwie¬
rigen Lage der Rheinschiffahrt bestehen Bedenken, ^ hrem An¬
trag auf Allgemeinverbindlichkeitserklärung tfolge zu gemn.
Ich habe daher das Verfahren eingestellt.

Das Dienststrafverfahren gegen Pfarrer Eckert
Die mündliche Verhandlung vor dem kirchlichen D 'sziplinar -

gerrcht gegen Pfarrer Eckert ist auf Freitag , den 11 . Dezent-
der. festgesetzt. Der Antrag der klagenden Kirchenbehordegeht
auf Entlassung des Pfarrers Eckert unter Verlust aller Rechte
aus der evangelischen Landeskirche.

VovftSdttsche Klebrftedttms
in Bade«

** Das Reich hat zur Förderung der vorstädtischen Klein¬
siedlung und zur Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbs¬
lose besondere Mittel zur Verfügung gestellt . Durch diese
Matznahme soll Erwerbslosen wieder eine Gelegenheit zu
angemcsiencr Arbeit gegeben werden; es sollen deshalb ein¬
fache Kleinhänscr mit größeren Gartenflächen oder Gärten
allein geschaffen werden. Die Erwerbslosen sollen bei der
Erstellung der Häuser und dem Herrichten der Gärten in
möglichst weitem Umfange Mitarbeiten . Sie erhalten die
Siedlerstelle zunächst in Pacht, später können sie diese als
Eigentum oder Erbbaurecht erwerben.

Die Gärten können 400 gm bis 5000 gm grotz sein . Von
der Grütze und der Nachhaltigkeit der Bewirtschaftung wird
es wesentlich abhängen, in welchem Umfange die Siedler aus
den Gärten ihren Lebensunterhalt ziehen können . Die Sied¬
ler sollen bei Besserung der Wirtschaftsverhältniffe die Mög¬
lichkeit haben, wieder in ihre frühere Beschäftigung zurück¬
zukehren, unter Beibehaltung der Siedlerstelle. Die Mittel
werden vom Reich in beschränktem Umfange als Darlehen zur
Verfügung gestellt . Sie sollen hauptsächlich dort Verwen¬
dung finden, wo di« meiste» Erwerbslosen wohnen, also vor
allem in den großen Städten . In Baden werden aber auch
die mittleren Städte bis zu 10 000 Einwohnern herab berück¬
sichtigt werden. Die Siedlungen sind möglichst geschloffen zu
errichten. Einzelsiedler können in diesem Verfahren .nicht
berücksichtigt werden, vielfach werden aber ihre Bauvorhaben
aus den allgemeinen Wohnungsbaumitteln oder den Mitteln
für Landarbeiterwohnungen gefördert werden können .

Die Durchführung der Siedlung in Baden wurde im Mini¬
sterium des Innern am 16. November 1931 mit Vertretern
des Waldbesitzes , der Sägewerke und der Architekten erörtert
und am 25. November 1931 mit Vertretern der Gemeinden
über 10 000 Einwohner . Diese Gemeinden sind berest. an der
Durchführung der Siedlungen mitzuwirken^und die von ihnen
geforderten Verpflichtungen zu übernehmen! In allen Ge¬
meinden sind die Vorarbeiten bereits begonnen ; manche Pro¬
jekte sind schon ziemlich weit gediehen . Die Wald- und Säge¬
werksbesitzer wollen brauchbare, billige Typen für Holzhäuser
herausbringen . Anfragen von Siedlungslustigen sind an die
Bürgermeisterämter der genannten Städte zu richten .

vev Vadtsche Landtag itt Lveibuvg
Die Mitglieder des Landtags besuchten am Mittwoch , wie

gemeldet, mit Staatspräsident Or. Schmitt, Unterrichtsmini¬
ster Or. Baumgartner sowie den zuständigen Referenten Frei¬
burg , um die Klinikenbauten zu besichtigen . Minister Or.
Baumgartner dankte in seiner Begrüßungsansprache namens
des badischen Volkes und besönders derer) die das Haus
künftig werden aüfsuchen müssen , dem Landtag und dem
Bürgerausschutz Freiburg für die Bewilligung der Summen
für ein so grotzes Werk . Die Opfer seien für die Stadt ge¬
wiß nicht klein gewesen . Bekanntlich trägt die Stadt zwei.
Fünftel der Baukosten , während ' drei Fünftel auf den Staat
entfallen . Räch einem kurzen Rückblick auf die fünf Jahre
währende Baugeschichte sprach der Minister den Dank aus
an alle am Bau beteiligt gewesenen Kreise .

Sodann nahm Oberbaurat . Lorenz das Wort , um an
Hand des Lageplans und des Grundrisses kurze Erläuterun¬
gen zu geben . Dann begann der säst anderthalbstündige
Rundgang durch den grotzangelegten Komplex , der allen grotze
Bewunderung abnötigte und die Überzeugung festigte,

'
datz hier

ein wirklich geniales Werk geschaffen worden ist.
Nachdem die Klinikbauten und die dazugehörigen Wirtschafts¬

gebäude besichtigt waren , faßte Landtagspräsident Duffner die
gewonnenen Eindrücke in einer kurzen Ansprache zusammen,
worin er die Freude über das Geschaute bekundete und sagte:
„Der Segen , der aus tausend Kanälen der Anlage hinaus -
flietzen werde , möge nicht nur von Heilung und Stärkung
künden, sondern auch den Ruf und Ruhm der Stadt Frei¬
burg und ihrer opferwilligen Bürgerschaft in das Land hinaus¬
tragen .

" Er dankte nochmals seitens des Landtags insbe¬
sondere Oberbaurat Lorenz für die Führung . Auf Einla¬
dung der Stadt Freiburg unternahm dann ein Teil der Gäste
einen Ausflug in die Herrlichkeiten des südlichen Schwarz¬
waldes durch eine Fahrt mit der Schauinslandbähn .

vev Na« dev neuen Rhernbvntken
bei Jttoxatt nnd Svevev zuvü «kgestellt
In dem Arbeitsbeschaffungsprogramm der Deutschen

Reichsbahn sind, einer Meldung des „Karlsruher Tagblatt "
zufolge, nur Mittel für die Fertigstellung der neuen Rhein¬
brücke bei Ludwigshafen- Mannheim vorgesehen . Für die
Brücken bei Maxau und Speyer sind in dem Arbeitsbeschaf¬
fungsprogramm keine Mittel , ausgeworfen. Die Zurückstel¬
lung des Baues dieser Brücken hange zum Teil mit der
schwierigen Finanzlage des Reiches und der beteiligten Länder
zusammen. Das Reich und die Länder seien zur Zeit nicht
in der Lage, sich an dem Bau dieser Brücken zn beteiligen,
so datz man diese Pläne vorläufig noch zurückgestellt hat .

Aus der badischen Industrie
Neues Lohnabkommen in der Schwarzwälder Uhrenindnstrie.

Bei den am Dienstag in Tonaueschingen stattgefundenen
Lohnverhandlungen in der Schwarzwälder Uhrenindustriewurde eine Vereinbarung getroffen, die von der nach dem
23 . November 1931 beginnenden Lohnwoche ab einen Ecklohn
für die gelernten Arbeiter der Gruppe D in Ortsklaffe I
(Mindeststundenlohn) von 74 Jlpf vorsieht . Die Löhne der
übrigen Lohngruppen richten sich nach dem bisher geltenden
Schlüssel . Die tatsächlichen Stundenlöhne und die Akkordsätze
ermäßigen sich um 6 Proz ., wobei jedoch der tarifliche Min¬
destverdienst nicht unrerschritten werden darf . Sollte durch
Notverordnung oder Gesetz während der Laufdauer dieser Ver¬
einbarung eine allgemeine Lohnsenkung eintreten , so wird die
vorstehende Senkung auf diese Kürzung angerechnet. Das neue
Abkommen ist mit sechswöchiger Kündigungsfrist auf Monats¬
ende kündbar, erstmals zum 29. November 1932.

Bon der Bauernschule Ittendorf . Die unter der Leitungvon Or. Manch und Frl . Halder stehende , neu ins Leben geru¬fene Bauernschule Ittendorf bei Meersburg hat ihre Tätigkeit
nunnwhr ausgenommen. Die 28 Schüler stammen aus allen
Zeilen Badens . Außerdem sind 10 Haustöchter tätig . Die
feierliche Eröffnung fand am vergangenen Sonntag statt.

vre Rütkrablttttg
im» arrfgewevteierr Svavgttthabett

In der Verordnung zur Durchführung der Aufwertung
von Sparguthaben vom 2 Juni 1926 war bestimmt . Sah auf¬
gewertete Sparguthaben auf 1 . Januar 1932 gekündigt werden
könnten. Der gespannten Lage auf dem Geldmarkt entspre¬
chend. hat der badische Minister des Innern eine neue Ver¬
ordnung veröffentlicht, die besagt :

stellt eine Sparkasse bis zum 31 . Dezember 1931 einen
dahingehenden Antrag , so kann der Minister des Innern die
Zulässigkeit der Kündigung der ersten Hälfte der aufgewer¬
teten Sparguthaben über den 1 . Januar 1932, jedoch nicht
über den 1 . Januar 1935 hinauSschiebrn. Dabei kann für
kleinere Aufwertungsspareinlagen ein früherer Kündigungs¬
termin zugelassen werden als für größere. Soweit die Kün¬
digung. auf einen vor dem 1 . Januar 1935 liegenden Zeit¬
punkt zugelassen wird, kann auf einen vor diesem Zeitpunkt
gestellten Antrag eine weitere Hinausschiebung bis zum
1 . Januar 1935 erfolgen.

Tagungen
Der Badische Verband für Frauenbestrebungen hielt in

Karlsruhe eine Delegiertenversammlung ab . Die Vorsitzende»
Frau Or. Jellinek , erstattete den Geschäftsbericht . Darauf
wurde eine Entschließung angenommen, die sich dagegen wen¬
det , daß den Lehrerinnen an ihrem Gehalt und an ihrer
Stundenzahl ein Zehntel gekürzt werden soll. Die Frauen
legten aufs schärfste Verwahrung ein gegen eine Sonderde»
Handlung und wiesen die kränkende Art zurück, mit der diese
Behandlung begründet . sei. Frau Bcnsheimer als Schrift¬
führerin berichtete über die im Oktober in Leipzig abgehaltene
Generalversammlung des Bundes . Im Anschluß an das Re¬
ferat wurde sehr warm geworben für die Unterschriftensamm¬
lung der Kundgebung des Staatsbürgerinnenverbandes zur
Abrüstungskonferenz für die allgemeine Abrüstung und gegen
die einseitige Abrüstung Deutschlands. Frau Luise Riegger
hielt einen Vortrag über das Thema „Der Mensch und die
Wirtschaft" . Eine Entschließung bittet die Regierung drin¬
gend , die in der Haushaltnotverordnung vorgesehene Kürzung
der Hinterbliebenenbezüge wieder aufzuheben. — Über das
akute Kapitel „Doppelverdiener" sprach Frau Prohaska . —
Frau Dorothee v. Belsen erläuterte die Fragebogen zur Er¬
mittlung des augenblicklichen Standes der Durchführung und
Handhabung des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts¬
krankheiten. — Zu der darauffolgenden Wahl der 1 . Vorsit¬
zenden erklärte Frau Or. Jellinek, die langjährige verdiente
Vorsitzende , ihres Alters wegen keine Wiederwahl mehr an-
nehmcn zu können. Frau Or Jellinek wurde alsdann zum
Beiratsmitglied des Vorstandes und Frau Luise Riegger zur
1 . Vorsitzenden gewählt. Frau Kromer, die Vorsitzende des
Landesverbandes Baden der Hausfraüenverbände , sprach
schließlich über die „Sozialabgaben für die Hausangestellten".
In der Aussprache wurde angeregt, datz Fortbildungskurse
auch für weibliche Erwerbslose und namentlich für erwerbs¬
lose kaufmännische Angestellte eingerichtet wexhen.

Deutscher Philatelistentag 1932 in Heidelberg . Die in meh¬
reren Bünden und Ortsvereinen über das ganze Reich zu¬
sammengeschlossenen deutschen Briefmarkensammler werden
sich im kommenden Sommer zum ersten Male in Heidelberg
zu einem Kongreß zusammenfinden. Auch die Organisation
der ausländischen Briefmarkensammlervereine beabsichtigt , zur
gleichen Zeit in Heidelberg zu tagen.

Eine glückliche Stadtgcmeinde . Der Stadtgcmeinde Wolfach
hat zur Zeit fast gar keine Unterstützungsempfänger, da die Er¬
werbslosen zum größten Teil bei -den GleisauswechslungS»
arbeiten auf der Strecke Hausach —Schiltach Beschäftigung fin¬
den konnten.

Älus dev Landeshauptstadt
Schnellzüge Über Weihnachten für Sonntagsfahrkartcn frei»

gegeben . Die Gültigkeit der Sonntagsfahrkarten über Weih,
nachten und Neujahr ist — wie bereits gemeldet , vom 23. De¬
zember 1931 mittags 12 Uhr , bis zum 4. Januar 1932, vor¬
mittags 9 Uhr, ausgedehnt worden . Die Schnellzüge können
an allen Tagen gegen die Zahlung der tarifmäßigen Zu-
schlüge auch mit Sonntagsfahrkarten benutzt werden .

Wegen Beranstaltung unerlaubten Glücksspiels gelangt ein
verh. Kaufmann von auswärts zur Anzeige , weil er im Ok¬
tober in verschiedenen Wirtschaften hier Geldspielautomaten
aufstellen ließ, obwohl es sich um Glücksspielautomaten han¬delt und ihm vom Bezirksamt eine Genehmigung dazu nichterteilt worden war . In gleicher Sache wird sich ein Wirt zuverantworten haben, weil er die Aufstellung eines solchenAutomaten gegen Gewinnbeteiligung erlaubt hat.

Ter Männergesangverein „Concordia" veranstaltet anlätz¬
lich seines diesjährigen Stiftungsfestes am 28. November in
der städtischen Festhalle ein Konzert zugunsten der Winter -
nothilfe . Die mitwirkenden Solisten : Fräulein Ellen Win¬
ter und das Voigt-Quartett , die Herren Voigt -Grabert , Mül¬
ler und Trautvetter haben ihre Kunst freiwillig in den Dienstder guten Sache gestellt . Unser heimischer Komponist L . Bau¬
mann ist auf dem Programm mit drei Chören vertreten, von
denen „Der Bodensee" besonderes Interesse beansprucht . Inder Bearbeitung der Volkslieder: „Zwischen Berg und tiefemTal " nnd „Es wollt' ein Jägerlein jagen" geht Walter Rein
neue Wege. Alle Chöre find in einer Zusammenstellung ge¬wählt , da sie beim nächstjährigen deutschen Bundessängerfestin Frankfurt in einem Stundenkonzert zum Vortrag gebracht'werden sollen . Auch der an das Konzert anschließende Ball
ist zugunsten der Winte rnothilfe ged acht.

Wetterbericht der Bad. Landeswetterwarte Karlsruhe , v»m
Tonnerstagmorgen : Von Süden wird noch immer Warmluft
nach Südwestdeutschland zugeführt, so datz das milde Wetter
anhält . Nach der gestrigen Aufheiterung ist es nun wieder
ziemlich trübe -und neblig geworden , da eine neue Störungüber Frankreich herangezogen ist. Boraussage : Fortdauer
der bestehenden Witterung .

WafferstänHds- .Waldshul 188 minus 4, Basel 14 minus 11 ,Schusterinsel 42 minus 4, Kehl 197 minus 13 , Maxau 366
plus 4 , Mannheim 237 plus 3, Caub 151 minus 1.

Kandel nnd Wirtschaft
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amtlich )
26. Rodnnbtr 25 November

e«a Srict • <u> »*kt
Amsterdam 100 G- 168 .98 169.32 168.98 169 .32
Kopenhagen 100 Kr. 82 .42 83.58 81 .92 82.08
Italien - - 100 L. 21 .68 21 .72 21 .68 21 .72
London - 1 Pfd . 15 .18 15 .22 15 .44 15.48
New - Uork . 1 D. 4.209 4.217 4.209 4.217
Paris • • 100 Fr . 16.47 16.51 16.47 16.51
Schweiz . . 100 Fr . 81 .57 81 .73 81 .57 81 .73
Wien 100 Schilling 58.94 59.06 58.94 59.06
Prag . . . . 100 Kr. 12 .468 12 .488 12 .468 12.488
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Der Berliner Börfenvorstand erklärt , er halte an der Auf¬
fassung fest, daß die baldige Wiedereröffnung der Wertpapier¬
börse , zumindest die vorläufige Öffnung der Börsenräume
für den Freiverkehr, im Interesse der deutschen Wirtschaft
dringend geboten sei .

Die Deutsche Golddiskoutbank hat für den 21 . Dezember
eine außerordentliche Generalversammlung zur Umstellung
des auf Pfund Sterling lautende» Grundkapitals auf die
deutsche Reichswährung anberaumt .

Zum Konkurs des Hopf-Konzerns . In dem Konkursverfah¬
ren über das Vermögen der Zentrale der Landwirtschaftlichen
Lagerhäuser AG. in Tauberbischofsheim wird mit Genehmi¬
gung des Gläubigerausschusses demnächst die zweite Ab¬
schlagsverteilung erfolgen. Zu diesem Zweck sind 60000 RM .
verfügbar . Zu berücksichtigen sind 1 174 866 RM . nicht¬
bevorrechtigte Forderungen .

Vogel & Bernheimer Zellstoff- und Papierfabriken AG.,
Ettlingen . Die Ende 1928 mit 4,2 Mill . Kapital zur Aktien¬
form stbergeführte Gesellschaft (der auch die Zellulosefabrik
in Maxau gehört) , die für das erste Geschäftsjahr 8 und
dann 8 Prozent Dividende verteilte , bleibt für 1930/31 (31 . 3 .)
dividendelos. Es wird ein Betriebsgewinn von 3,24 RM.
( i . V . 3,99 ) Mill . ausgewiesen . Nach Abzug von Unkosten ,
Löhnen usw . von 2,74 (3,16 ) Mill . und Steuern von 288 900
(317100) und der Abschreibungen von 205 400 (305 200) ver¬
bleibt ein Reingewinn von 8807 RM . (213 569) , der vorgeträ-
gen werden soll. In Anbetracht der wirtschaftlichen Verhält¬
nisse haben sich die Vorbefitzer bereit erklärt , der Gesellschaft
1,20 Mill . RM . St .A . kostenlos zur Verfügung zu stellen ,
dagegen gibt die Gesellschaft den gleichen Betrag 7proz. ein¬
stimmige kumulative Vorzugsaktien aus , die von einem Kon¬
sortium gegen vorhandene Guthaben übernommen werden, so
daß das Aktienkapital in der bisherigen Höhe von 4 .20 Mill.
bestehen bleibt. Von dem durch die Einlieferung der St .Ä .
entstehenden Buchgewinn von 1,20 Mill . sollen 500 000 RM .
zu Abschreibungen auf Vorräte und 700 000 RM . zur Bildung
einer Sonderreserve verwandt werden. (Generalversammlung
am 18. Dezember.)

Eisenwerke Gaggrnau AG. Die Eisenwerke Gaggenau i . L .
hielten Mittwoch vormittag in Rastatt ihre Generalversamm¬
lung ab , in der die auf der Tagesordnung stehenden Regu¬
larien einstimmig genehmigt wurden . Annahme fand ebenso
die Eröffnungsbilanz per 28. Nov . 1931 .

Eine erregte Gläubigerversammlung . Im Verlauf der Gläu -
bigcrversammlung der in Zahlungsschwierigkeiten geratenen
Bankkommanditgesellschaft Waldschütz & Cie . in Singen
(Zweigniederlassung in Pfnllendorf ) , die sehr stark von Gläu¬
bigern von Singen und Pfullendorf besucht war, kam es zu
erregten Auseinandersetzungen . An Stelle des bisherigen
Gläubigerausschusses trat ein neugewählter . Die im Rahmen
eines stillen Ausgleichs gebotene 50prozentige Quote wurde
nicht angenommen . Der neugewählte Ausschuß hat auch die
Revision der Bücher zu bewerkstelligen. Die Bilanz führt
78 600 JM zweifelhafte Schuldner auf .

Weitere Suspendierung des Goldstandes in Schweden. Wie
die Schwedische Telegraphenagentur erfährt , hat das Reichs¬
bankdirektorium beschlossen, die Regierung um weitere Befrei¬
ung von der Goldeinlösungspflicht zu ersuchen .

Gerrrekrdevttttdsibau
Bürgermeister Wielandt, Heidelberg, 60 Jahre . Am gestri¬

gen Mittwoch konnte der erste Bürgermeister der Stadt Hei¬
delberg, Friedrich Wielandt , seinen 60 . Geburtstag begehen .
Genau die Hälfte seines Lebens hat der Jubilar in Heidel¬
berg auf verantwortungsvollem Posten gestanden als Leiter
der sozialen und kulturellen Ämter. Zu seinem Aufgaben- -
gebiet gehört auch die gesamte Wohlfahrtspflege , in der heu¬
tigen Zeit ein so außerordentlich verantwortungsvolles Amt.
Wielandt wurde in Karlsruhe als der Sohn des damaligen
Präsidenten des Evang . Oberkirchenrates , Wirkl. Geheime¬
rats Dr. Wilhelm Friedrich Wielandt , geboren. Nach dem
Studium der Rechte wurde er 1894 Rechtspraktikant, 1898
Referendar und am 1 . August 1901 fast einstimmig als zwei¬
ter Bürgermeister der Stadt Heidelberg erstmals gewählt.
1910 erfolgte einstimmig seine Wiederwahl, 1914 seine Wahl
zum ersten Bürgermeister .

Bürgermeisterwahlen . In Weingarten b. Durlach verlief die
mit Spannung erwartete Bürgermeisterwahl ergebnislos , da kei¬
ner der beiden aufgestellten Kandidaten die erforderliche
Stimmenzahl von 35 Stimmen aufbrachte — In Badenwei-
ker hat sich zum dritten Wahlgang zur Bürgermeister - und
Kurdirektorwahl der Gemeinderat nunmehr darauf geeinigt,der Wählerschaft die beiden Spitzenkandidaten, Rechtsanwalt
De Reidel, Mannheim , und Reg. -Baumeister Wolf, Freiburg ,als Bürgermeister zu empfehlen. — In Huchenfeld b . Pforzheim
wurde der Kandidat der Bürgerl . Vereinigung , Gust. Schmidt,
im zweiten Wahlgang mit 505 Stimmen , also mit 50 Stim¬
men Mehrheit , zum Bürgermeister gewählt.

Abgelehnte Besoldungsordnung in Heidelberg. Der Stadt¬
rat Heidelberg hat den nach den Richtlinien der badischen
Haushaltsnotverordnung aufgestellten Entwurf einer Stadt¬
besoldungsordnung abgelehnt.

> Nicht zeitgemäß. Die Stadtgemeinde Hockenheim beabsich¬
tigt, eine Rennstrecke für Motorräder Herstellen zu lassen
und wünscht für diesen Bau einen Zuschuß vom Kreis . Das
Wasser- und Straßenbauamt sowie der Kreisrat lehnen einen
Zuschuß ab, da die Zeitverhältnisse nicht dazu angetan sind,
für diese Zwecke Mittel auszugeben .

Die Nebenbahn Bruchsal—Hilsbach—Menzinsen . Dem Per¬
sonal der Nebenbahn ist auf Jahresende gekündigt, da die
Bleag in Konkurs steht . Wie man hört , besteht die Möglich¬
keit, daß die Strecke Bruchsal—Hilsbach—Menzingen von einer
Privatbahngesellschaft übernommen werden soll. Diese Strecke
wird bei sparsamer Verwaltung sich rentieren . Bei einer
Übernahme müßten aber die Gläubiger auf ihre Forderungen
verzichten .

Zur Eingemeindungsfrage und zu der Nachricht , daß der
Gemeinderat Ettlingen eine Eingemeindung der Orte Ober¬
weier, Schöllbronn und Spessart avgelehnt habe, wird uns
mitgeteilt : Es handelt sich hierbei um einen Irrtum . Eine
Eingemeindung dieser Orte nach Ettlingen kommt schon we¬
gen ihrer Lage nicht in Frage , der Gemeinderat der Stadt¬
gemeinde Ettlingen war mit der Sache überhaupt nicht be¬
faßt ; es handelt sich vielmehr um eine Eingemeindung der
Gemeinde Schluttenbach zu einer der genannten Landgemein¬
den, und es war der Gemeinderat Schluttenbach, der die ab¬
lehnende Entschließung faßte.

StWea€ IrailWIlomi 0190 VOVOßt
Das neueste Badische Gesetz- und Verordnungsblatt Rr . 70

enthält Verordnungen des Ministers des Innern über Ver¬
gütungen für die nichtständigen Mitglieder des Landesoersiche¬
rungsamtes und zur Durchführung der Aufwertung von
Sparguthaben .

DZ . Holzhause» (Amt Kehl) , 24 . Nov . An den Folgen eines
Schlaganfalls ist in Offenburg , wo er bei seiner verheirateten
Tochter wohnte , Altbürgermeister und früherer Steuererheber
Friedrich Werner im Alter von 80 Jahren gestorben .

DZ . Kehl, 26. Nov . In der gestrigen Ausschußsitzung der
Allgemeinen Ortskrankenkaffe für den Amtsbezirk Kehl wurde
festgestellt , daß die Einnahmen der Kaffe in der Zeit vom
April bis Oktober um 35 353 RM . gegenüber dem Vorjahr
zurückgeblieben sind . Die Kaffe sieht sich zur Herabsetzung
des Krankengeldes und zur Kürzung der Familienhilfe ge¬
zwungen. Der Ausschuß stimmte den vorgeschlagenen Maß¬
nahmen einstimmig zu. Die Notwendigkeit der Eintrei¬
bung der rückständigen Beiträge wurde besonders unterstrichen.

CNB. Oberkirch , 25 . Nov . Bei einer Streife der Fahn¬
dungspolizei nach Schwarzbrennern in Stadelhofen (Amt
Oberkirch ) leisteten am Dienstag die Bauern Widerstand. Am
Mittwoch wurden durch die Gendarmerie 15 Stadelhofer
Landwirte und Brenner verhaftet und mit einem Lastauto
nach Offenburg verbracht, wo sie sich vor dem Schnellrichter
wegen Widerstands gegen die Staatsgewalt zu verantworten
haben werden.

DZ . Offenburg , 26 . Nov . Nunmehr hat auch der Vertei¬
diger des angeklagten David Schütt , der bekanntlich zu 12
Jahren Zuchthaus verurteilt worden ist , Revision eingelegt.
Damit wird der ganze Schütt -Prozeß das Reichsgericht zu be¬
schäftigen haben.

bld . Rordrach (Amt Offenburg ) , 25 . Nov . In den Abend¬
stunden des Mittwoch brach in dem fast ganz aus Holz er¬
bauten und von 10 Familien mit insgesamt 55 Personen be¬
wohnten Armenhaus ein Brand aus , dem das ganze Gebäude
zum Oopfer fiel. Das Armenhaus liegt abseits der Straße ,

.hoch oben am Berge. Als Ursache dürfte Brandstiftung in
Frage kommen , da schon vor 14 Tagen ein Brand in den
um das Haus aufgebauten etwa 2000 Holzwellen ausgebro¬
chen war , den ein 13 Jahre altes Mädchen gelegt hatte.

DZ . Meißenheim (Amt Lahr ) , 26 . Nov . Im Okonomie -
gebäude des Forstwarts Wilhelm Sensenbreuner brach gestern
abend ein Brand aus , dem das landwirtschaftliche Anwesen
und das angebaute Wohnhaus zum Opfer fiel. Das Vieh
und ein Teil der Fahrnisse konnten gerettet werden. Beim
Einsturz eines Kamins wurde der Feuerwehrmann Zürcher
durch herabfallende Steine am Bein erheblich verletzt .

* Meersburg , 24. Nov . In Meersburg starb am 20. No¬
vember l. I . Studienrat a . D . Philipp Jakob Glock im hohen
Alter von 84% Jahren . 1847 in Neckargemünd geboren, kam
er 1874 an die Taubstummenanstalt Meersburg . Da im glei¬
chen Jahre die zweite badische Taubstummenanstalt in Ger -
lachsheim eröffnet worden war , begleitete er die von Meers¬
burg dorthin gewiesenen Zöglinge an die neue Bildungsstätte
und wirkte dort als einer der ersten Lehrer bis 1878 . Von
da an bis zu seiner im Jahre 1919 erfolgten Zurruhesetzung
gehörte PH . I . Glock ununterbrochen dem Lehrkörper der
Taubstummenanstalt zu Meersburg an und stand somit 45
Jahre im Dienste der Taubstummenbildnng . Schülergenera¬
tionen verdanken ihrem äußerst gewissenhaften Lehrer den
Besitz der Lautsprache und die Heranbildung zum wahren
Menschentum. Mit Ph . I . Glock ist auch der zweitletzte der
Meersburger Altveteranen von 1870/71 heimgegangen.

Der
Rechtsanwalt
ist der kraft Gesetzes berufene , sachkundige Berater und Vertreter des recht¬
suchenden Publikums in allen Angelegenheiten und vor allen Behörden . Seine
Aufgabe erschöpft sich nicht in der Interessenvertretung vor den Zivil- und
Strafgerichten , den Steuer - und allen sonstigen Verwaltungsbehörden und
-Gerichten einschließlich derjenigen der sozialen Gesetzgebung, vielmehr gehört
zu seinem Tätigkeitsgebiet insbesondere auch :

Die zur Verhütung von Prozessen gebotene Beratung im rechts¬
geschäftlichen Verkehr , bei Vertragsverhandlungen und letztwilligen Ver¬
fügungen , die Durchführung von gerichtlichen und außergerichtlichen
Vergleichen und Konkursen , Vermögens - und Grundstücks Verwaltungen ,
Testamentsvollstreckungen , die Erledigung aller steuerrechtlichen und
sonstigen Verwaltungsangelegenheiten , die Beitreibung von Außenständen
an allen Plätzen usw . L .581

Im Gegensatz zu allen anderen — vielfach unberufenen — Personen ,welche sich mit der Vertretung in rechtlichen Angelegenheiten befassen,untersteht der Rechtsanwalt hinsichtlich der gewissenhaften Ausübung seiner
Berufspflichten sowie der Bemessung seines Honorars einer strengen Aufsicht
und Disziplinargewalt

Karlsruher Anwaltverein e . V.
Unentgeltliche Rechtsauskunft für nachweisbar Unbemittelte jedenMittwoch

nachm. 14 bis 15 Uhr im Anwaltszimmer des Landgerichts , Hans -Thoma -Str . 7 .

Gtaatsanzeiget!
Bekauntmachung

Bekämpfung politischer Ausschrei ,
tungen .

Auf Grund des § 2 der Zweiten Verordnung des Herrn
Reichspräsidenten vom 10. August 1931 (Reichsgesetzblatt I -:
Seite 4361 wird die in Karlsruhe erscheinende Tageszeitung
„Der Führer " mit Wirkung vom 26 . November 1931 aufdie Dauer von 5 Tagen verboten.

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erschein»enden Kopfblätter der Zeitung sowie jede angeblich neue
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihrErsatz anzusehen ist.

Karlsruhe , den 26 . November 1931 .
Der Minister des Innern

Maier .

Bekanntmachung
Bekämpfung politischer Ausschrei¬

tungen.
Auf Grund des § 2 der Zweiten Verordnung des Herrn

'
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Reichspräsidenten vom 10. August 1931 (Reichsgesetzblatt I ^
Seite 436 ) wird die in Freiburg erscheinende Tageszeitung _„Der Alemanne " mit Wirkung vom 26 . November 1931 auf Hdie Dauer von 5 Tagen verboten.

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erschei¬nenden Kopfblätter der Zeitung sowie jede angeblich neue
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihr
Ersatz anzusehen ist .

~
Karlsruhe , den 26. November 1931 .

Der Minister des Inner »
Maier .

Vevsonellee Teil
Eriicimungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern :

Ernannt :
Landrat Otto Schäfer in Waldshut zum Direktor des Ober-

bersicherungsamts in Freiburg , Regierungsrat Albert Frick
in Neustadt zum Landrat in Engen.

übertragen :
Dem Obermedizinalrat Dr. Otto Schmelcher beim Ministe¬

rium des Innern die Bczirksarztstelle I in Karlsruhe .
Versetzt :

Landrat Dr. Camill Hofheinz in Engen nach Waldshut .

Zeitwende. November. (C. H . Beck , München. ) Wieder liegt
ein schönes und reiches Heft vor . Es wird eingeleitet durch
einen bedeutenden Aufsatz eines der Herausgeber der Zeit¬
schrift , Friedrich Langenfaß : „Dia neue Generation . Eine
Schicksalsfrage der akademischen Welt Deutschlands", der die
Lösung der Frage in der religiösen Orientierung der akademi¬
schen Jugend sieht . Dt Wilhelm Kohlhaas : „Ludwig von
Benedek . Ein Kapitel des Danks vom Haus Oesterreich " , gibt
eine Rettung des unglücklichen Führers von 1866 . Eine eigen¬
artige Novelle steuert Fritz Basil bei : „Begegnung" . Zum Ge¬
dächtnis des russischen Dichters Ljeßkoff , dessen Werke in der
C . H . Beckschen Verlagsbuchhandlung deutsch erschienen sind,
schreibt Gertrud Gläser -Bernewitz. Kurt Trampler , „Mittel¬
europa im Zeichen der Deutschen -Verfolgung "

, klagt über die
mannigfache Schädigung der deutschen Minderheiten in den
neugebildeten Staaten , die abgelöst werden wird entweder
durch eine Neuordnung Europas , die allen Völkern die Frei¬
heit gibt, oder sie wird zum Untergang ganz Europas vor dem
Bolschewismus führen . Jntereffant ist die Darstellung von
Johannes Schattermann von der „Entstehung des Kapitalis¬
mus in Amerika" . In der Umschau schreibt Dr. Johannes
Wirth ergreifend von der „Auswanderung der Salzburger
Protestanten " . Vorzüglich sind schließlich die Randbemerkun¬
gen . Alles in allem wieder ein Heft, das sich würdig seinen
Vorläufern anschließt und Zeugnis ablegt von der Tüchtigkeit
der Herausgeber der „Zeitwende"

, die wir in viele evangelische
deutsche Hände wünschen . D.

Kölnische Illustrierte Zeitung . Aufmerksamen Beobachtern
fällt in München ein Straßenbahnwagen auf , der ohne Angabe
eines Ziels oder einer Nummer ist und nur die Aufschrift
„Wanderbücherei" trägt . An ruhigen Stellen hält das selt¬
same Fahrzeug . Schlangen von Arbeitern stellen sich an , um
die gelesenen Bücher abzugeben und neue dafür in Empfang
zu nehmen — ein geistiger Brotladen des Volkes . Es ist zu
bedauern , daß die maßgebenden Stellen noch nicht die Not¬
wendigkeit sogenannter Wanderbüchereien eingesehen i haben.
Vielleicht trägt die Veröffentlichung, die die Kölnisch! Illu¬
strierte Zeitung mit einer Reihe von Bildern in ihrein neuesten
Heft (Rr . 47) vornimmt , dazu bei , den Gedanken der Wander¬
büchereien neu aufleben zu lassen . Gerade die heutige Zeit,
in der das Geld zum Anschaffen von Büchern fehlt, und die
unfreiwillige Muße , unter der viele unsrer Volksgenossen lei¬
den , wird für diese Einrichtung Dank wissen .

Die Höfling der MarMeihen
der StaWeineinde MMuh belr.

Die Auslosung der im Jahre 1931 heimzuzahlenden
Rate der Ablösungsanleihe der Stadtgemeinde Eber¬
bach i . B -, findet am Mittwoch, den 2. Dezember d. I .,
nachmittags 3/46 Uhr, in öffentlicher Sitzung des Ge¬
meinderats im Bürgerausschuß -Sitzungssaale statt.

Eberbach i - B ., den 20 . November 1931 . 8 -580
Der Bürgermeister :
Dr . Dr . Wenz - Bender .

Freitag , den 27 . Rov. 1931
* F 10 «Freitagmiete )
Th -Gem. III . S -Gr -,

2 . Hälfte
Zum erstenmal

D« GlM
Schauspiel v. Friedr . Förster

Regie : Baumbach
Mitwirkende:

Ehrhardt , Ermarth,Seiling ,
Dahlen , Ernst, Gemmecke,
Höcker, Kloeble , Kühne,
Luther , Mehner, P . Müller,
Grimm , Kuhr, Seibert ,

H . Müller
Anfang 20 Endegeg .22' /,
Preis« 8 (0,70- 4,20 Xß )

<£« .28 .11 . Im weißen Röhl-
So . 29. 11 . Nachm - : Nina -
Abends : Die Maske. Im
Konzerthaus : Frauen ha¬

ben das gern.

Wir werben für Sie !

WINTER
1931

Des Nächsten Not verpflichtet ,
gib zur Wintemothilfe !

Druck G . Braun . Karlsruhe
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